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Gesellschaftliche Kosten durch Doping am Arbeitsplatz 


Vorbemerkung der Fragesteller 

In der „Tagesschau“ wurde am 12. Februar 2009 über Doping am Arbeitsplatz 
und die entsprechende Studie der DAK in deren „Gesundheitsreport 2009“ 
berichtet. Ausgesagt worden ist, dass rund zwei Millionen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer schon einmal ihre Leistungen oder Stimmung mit Arznei- 
mitteln gesteigert haben. Ca. 800 000 Menschen würden sich am Arbeitsplatz 
regelmäßig mit leistungssteigemden oder mit stimmungsaufhellenden Arznei- 
mitteln dopen - auch mit verschreibungspflichtigen Mitteln. Nach der Arbeit 
würde mit beruhigenden Mitteln wieder versucht, sich auf ein Nonnalmaß zu 
bewegen. Bekannt ist, dass auf lange Sicht ein hohes Nebenwirkungs- und 
Suchtpotenzial besteht. Die heutige Arbeitswelt begünstige Doping am Arbeits- 
platz. Beschäftigte mit einem hohen Stresspotenzial, einem unsicheren Arbeits- 
platz und starker Konkurrenz halten Doping für vertretbarer als Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer, die weniger unter Leistungsdruck stehen. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Einnahme leistungssteigernder Mittel am Arbeitsplatz ist kein neues Phäno- 
men. Derzeit liegen allerdings - mit Ausnahme der im DAK Gesundheitsbericht 
2009 veröffentlichten Studie „Doping am Arbeitsplatz — Leistungssteigerung 
durch Psycho- und Neuropharmaka?“ — keine speziellen wissenschaftlichen 
Untersuchungen darüber vor, wie viele Erwerbstätige versuchen, ihr berufliches 
Leistungsvermögen durch die Einnahme bzw. den Missbrauch von Medika- 
menten oder anderen Mitteln zu verbessern. Die Bundesregierung stimmt mit 
der Aussage der Autoren der DAK-Studie überein, die aufgrand ihrer Experten- 
befragung und der Befragung von etwa 3 000 Erwerbstätigen resümieren, dass 
Doping am Arbeitsplatz gegenwärtig „kein sehr weit verbreitetes Phänomen“ 
ist. Vor dem Elintergrund der sich möglicherweise verstärkenden Entwicklung 
von Medikamenten, die von Gesunden zur Steigerang der geistigen Leistungs- 
fähigkeit und des psychischen Wohlbefindens eingesetzt werden können, wird 
die Bundesregierung diesem Themenfeld auch in Zukunft Beachtung schenken. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 9. April 2009 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1 . Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung aus belastbaren Studien zum 
Thema Doping am Arbeitsplatz? 

Außer dem DAK Gesundheitsreport 2009 mit dem Schwerpunktthema „Doping 
am Arbeitsplatz - Leistungssteigerung durch Psycho- und Neuropharmaka“ 
liegen der Bundesregierung keine weiteren Studien zum Thema Doping am 
Arbeitsplatz vor. 


2. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung aus belastbaren Studien zum 
Thema Nutzung von Beruhigungsmitteln nach der Arbeit? 

ln der vorliegenden Untersuchung zum Konsum oder Missbrauch von Be- 
ruhigungsmitteln wurde nicht nach einer speziellen „Nutzung von Beruhigungs- 
mitteln nach der Arbeit“ gefragt. 


3. Welche Mittel werden für Doping und Beruhigung genutzt? 

Eine allgemeingültige Definition von Doping am Arbeitsplatz fehlt. Darunter 
können der Muntermacher Kaffee oder Alkohol zur Entspannung bis hin zu 
illegalen Aufputschmitteln wie Kokain oder Ecstasy fallen. Die DAK-Studie 
versteht unter Dopingmitteln verschreibungspflichtige Medikamente aus den 
Bereichen Psycho- und Neuropharmaka. Der in der Studie verwendete Frage- 
bogen umfasst folgende Wirkstoffe: Psychostimulanzien, Antidementiva, Anti- 
depressiva und Beta-Rezeptorenblocker. 


4. Welche Alters-, Berufs- und Einkommensgruppen sind besonders betroffen? 

ln der DAK-Studie wird die Vermutung geäußert, dass Studierende (speziell in 
Prüfungssituationen), Manager, Börsianer, Journalisten und Mediziner eher 
Psychostimulanzien missbrauchen als andere Berufsgruppen. Weitere Differen- 
zierungen liegen nicht vor. 


5. Gibt es geschlechterspezifische Unterschiede beim Doping und der Nutzung 
von Bemhigungsmitteln? 

Der DAK-Studie zufolge nehmen Frauen in weit höherem Ausmaß als Männer 
Mittel gegen depressive Verstimmungen ein, während Männer häufiger als 
Frauen Medikamente gegen Gedächtniseinbußen, Schläfrig- und Müdigkeit 
sowie gegen Aufmerksamkeits- und Konzentrationsstörungen konsumieren. 


6. Wie hoch schätzt die Bundesregiemng die gesellschaftlichen Kosten für 
Arzneimittel, mit denen gedopt wird, für zu behandelnde Suchtkrankheiten, 
für psychische und physische Schäden infolge der o. g. Stressfaktoren und 
der schlechten Bedingungen in der Arbeitswelt ein? 

Der Bundesregierung liegen keine konkreten Erkenntnisse zu den gesellschaft- 
lichen Kosten für die Behandlung von Suchtkrankheiten vor, die auf Doping mit 
Arzneimitteln am Arbeitsplatz zurückzuführen sind. 
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7. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung gegen die Ursachen des 
Dopings am Arbeitsplatz und entsprechender Folgeschäden vor, und wie 
will sie diese umsetzen? 

Wie im DAK-Gesundheitsreport in Bezug auf Gesundheit und Sicherheit bei der 
Arbeit ausgeführt wird, ist es aus der Perspektive der gesundheitlichen Präven- 
tion angezeigt, statt dem nicht bestimmungsgemäßen Einsatz von Arzneimitteln 
zur Erzielung einer höheren Stressresistenz, verhältnispräventiven Maßnahmen 
(beispielsweise in Bezug auf Arbeitsorganisation und -abläufe) und der betrieb- 
lichen Gesundheitsförderung den Vorzug zu geben. 

Sofern Stress in der Arbeitswelt (beispielsweise hoher Leistungs- und Konkur- 
renzdruck) eine wesentliche Ursache für Doping ist, stellt eine verstärkte Be- 
kämpfung von Fehlbelastungen durch Stress am Arbeitsplatz einen wichtigen 
Beitrag zur Prävention von Doping dar. Schlüssel hierzu ist eine menschenge- 
rechte Gestaltung der Arbeit, zu der das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet und zu 
der die Krankenkassen im Rahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung 
einen Beitrag leisten. Im Rahmen der „Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutz- 
strategie“ (GDA) haben Bund, Länder und Unfallversicherungsträger psychi- 
sche Fehlbelastungen als Querschnittsthema mit auf die Agenda genommen. 
Auch wird das Thema Stress am Arbeitsplatz im Rahmen der „Initiative Neue 
Qualität der Arbeit“ (INQA) behandelt. Durch das GKV- Wettbewerbsstärkungs- 
gesetz ist die betriebliche Gesundheitsförderung zu einer Pflichtaufgabe der 
Krankenkassen geworden. Zum Abbau von psychischen Belastungen durch die 
Arbeit fördern die Krankenkassen Maßnahmen zur Steigerung individueller 
Kompetenzen zur Stressbewältigung am Arbeitsplatz sowie zur gesundheitsge- 
rechten Mitarbeiterführung. 
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